
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Dr. Jens Brandenburg (Rhein-Neckar), Katja Suding, Mario 
Brandenburg (Südpfalz), Britta Katharina Dassler, Peter Heidt, Dr. h. c. Thomas 
Sattelberger, Grigorios Aggelidis, Renata Alt, Nicole Bauer, Jens Beeck, Sandra 
Bubendorfer-Licht, Dr. Marco Buschmann, Carl-Julius Cronenberg, Hartmut 
Ebbing, Dr. Marcus Faber, Daniel Föst, Otto Fricke, Thomas Hacker, Reginald 
Hanke, Markus Herbrand, Torsten Herbst, Katja Hessel, Manuel Höferlin, 
Dr. Christoph Hoffmann, Reinhard Houben, Ulla Ihnen, Olaf in der Beek, 
Dr. Christian Jung, Karsten Klein, Dr. Marcel Klinge, Daniela Kluckert, Konstantin 
Kuhle, Ulrich Lechte, Alexander Müller, Dr. Martin Neumann, Bernd Reuther, 
Frank Schäffler, Dr. Wieland Schinnenburg, Matthias Seestern-Pauly, Frank Sitta, 
Judith Skudelny, Dr. Hermann Otto Solms, Bettina Stark-Watzinger, Dr. Marie-
Agnes Strack-Zimmermann, Benjamin Strasser, Michael Theurer, Stephan 
Thomae, Dr. Florian Toncar, Gerald Ullrich, Sandra Weeser, Nicole Westig und der 
Fraktion der FDP

Glasfaser-Ausbau an Schulen über das Breitbandförderprogramm des Bundes

Der Zugang zu schnellem Internet bleibt für Schulen und ihre Schülerinnen und 
Schüler eine zentrale Voraussetzung für die Teilhabe an digitalen Bildungsan-
geboten. Nicht zuletzt die Corona-Pandemie und die in der Folge notwendige 
Umstellung auf digitale Unterrichtsangebote hat die Schwäche der digitalen In-
frastruktur an Schulen offengelegt. Die Anstrengungen zur Digitalisierung der 
Schulen müssen deutlich verstärkt werden. Mit dem DigitalPakt Schule ist eine 
erste Möglichkeit geschaffen worden, die Digitalisierung in den Klassenzim-
mern voranzutreiben und in digitale Lernmittel zu investieren. Viele Schulen 
haben bis heute keinen schnellen Breitbandanschluss. Dieser ist jedoch Voraus-
setzung für die Förderung von Vorhaben im Rahmen des DigitalPakts Schule. 
Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) verweist dabei 
auf das Breitbandförderprogramm des Bundesministeriums für Verkehr und di-
gitale Infrastruktur (BMVI; vgl. https://www.digitalpaktschule.de/de/breitbanda
nschluss-fuer-schulen-1742.html).
Mit dem im Oktober 2015 durch die Bundesregierung ins Leben gerufenen 
Bundesförderprogramm für den Breitbandausbau unterstützt das BMVI Land-
kreise und Kommunen in unterversorgten Gebieten, in denen in den kommen-
den drei Jahren kein privatwirtschaftlicher Netzausbau zu erwarten ist. Für die 
Umsetzung von Breitbandausbauprojekten stellt die Bundesregierung im Rah-
men des Programms Fördermittel in Höhe von insgesamt rund 5,6 Mrd. Euro 
zur Verfügung (vgl. http://www.bmvi.de/DE/Themen/Digitales/Breitbandausba
u/Breitband-kompakt/breitband-kompakt.html). In bisher sechs Förderaufrufen 
konnten sich Landkreise und Kommunen um Zuwendungen aus dem Pro-
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gramm bewerben. Nachdem die Antwort der Bundesregierung zu Frage 11 der 
Kleinen Anfrage zur Weiterentwicklung des Breitbandförderprogramms ergab 
(vgl. Weiterentwicklung des Breitbandförderprogramms für den Glasfaser-
Ausbau an Schulen, Bundestagsdrucksache 19/2372), dass 85 Prozent der be-
rechtigten Schulen keinen Antrag auf Förderung eingereicht haben, wurde die 
Förderrichtlinie überarbeitet und um einen Sonderaufruf für Schulen und Kran-
kenhäuser erweitert. Dabei kommt eine Antragstellung im Sonderaufruf aber 
nur in Betracht, wenn sich die Schulen und Krankenhäuser in ansonsten nicht 
förderfähigen Gebieten befinden, dabei selbst aber über keine NGA-Versor-
gung (Next Generation Access Network-Breitbandversorgung) verfügen.
Eine Schule gilt dann als versorgt, sofern „neben der Schulverwaltung zumin-
dest jeder Klasse dauerhaft eine Datenversorgungsrate von 30 Mbit/s zur Verfü-
gung“ steht (vgl. https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/DG/leitfaden-b
undesfoerderprogramm-breitband-02.pdf?__blob=publicationFile, S. 11). Als 
unterversorgt und damit förderberechtigt gelten solche Schulen, die diese Auf-
greifschwelle unterschreiten. In ihrer Antwort zu Frage 2 der Kleinen Anfrage 
auf Bundestagsdrucksache 19/2372 teilte die Bundesregierung im Mai 2018 
mit, dass zum damaligen Zeitpunkt 90 Prozent der Schulen antragsberechtigt 
waren, da sie als unterversorgt galten. Im Koalitionsvertrag zwischen CDU, 
CSU und SPD wurde das Ziel formuliert, alle Schulen im Laufe der Legislatur-
periode „direkt an das Glasfasernetz“ anzubinden.

Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Wie bewertet die Bundesregierung die Notwendigkeit von schnellem Inter-

net in den Schulen für die Unterrichtsversorgung angesichts der Corona-
Pandemie?

 2. Wie bewertet die Bundesregierung die Breitbandversorgung der Schulen 
zum aktuellen Zeitpunkt?
Auf welcher Datenbasis beruht diese Einschätzung (nach Schularten – 
Grundschulen, Hauptschulen, Realschulen, Gymnasien, sonstige allge-
meinbildenden Schulen, berufsbildende Schulen –, Schulträger – öffent-
lich, privat – und Ländern aufteilen)?

 3. Sind die Schulen in Deutschland aus Sicht der Bundesregierung ausrei-
chend mit schnellem Internet versorgt, um flächendeckend Online-
Unterricht neben dem durch die Corona-Pandemie reduzierten Präsenzun-
terricht anzubieten?
Auf welcher Datenbasis beruht diese Einschätzung (bitte jeweils nach 
Schularten – Grundschulen, Hauptschulen, Realschulen, Gymnasien, sons-
tige allgemeinbildenden Schulen, berufsbildende Schulen –, Schulträger – 
öffentlich, privat – und Ländern aufteilen)?

 4. Wie viele Schulen unterschreiten nach Kenntnis der Bundesregierung zum 
aktuellen Zeitpunkt die Aufgreifschwelle von 30 Mbit/s je Klasse + 30 
Mbit/s für die Schulverwaltung und sind somit im Rahmen des Breitband-
förderprogramms förderfähig?
Welchem Anteil an der Gesamtzahl der Schulen entspricht dies (bitte je-
weils nach Schularten – Grundschulen, Hauptschulen, Realschulen, 
Gymnasien, sonstige allgemeinbildenden Schulen, berufsbildende Schulen 
–, Schulträger – öffentlich, privat – und Ländern aufteilen)?

 5. Wie viele Schulen verfügen nach Kenntnis der Bundesregierung zum aktu-
ellen Zeitpunkt über 50 Mbit/s je Klasse + 50 Mbit/s für die Schulverwal-
tung bzw. 100 Mbit/s je Klasse + 100 Mbit/s für die Schulverwaltung?
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Welchem Anteil an der Gesamtzahl der Schulen entspricht dies (bitte je-
weils nach Schularten – Grundschulen, Hauptschulen, Realschulen, 
Gymnasien, sonstige allgemeinbildenden Schulen, berufsbildende Schulen 
–, Schulträger – öffentlich, privat – und Ländern aufteilen)?

 6. Welchen weiteren Investitionsbedarf in Euro sieht die Bundesregierung, 
um einen flächendeckenden Anschluss aller Schulen von mindestens 30 
MBit/s je Klasse bis zum Ende der laufenden Legislaturperiode zu gewähr-
leisten?

 7. In welcher Höhe wurden Mittel des Breitbandförderprogramms bisher ins-
gesamt für Schulen bewilligt bzw. verausgabt (bitte nach Förderaufrufen 
und Ländern aufteilen)?

 8. Wie viel Prozent der im Breitbandförderprogramm zur Verfügung stehen-
den Mittel sind bisher für den Breitbandanschluss von Schulen aufgewen-
det worden?

 9. Wie viele Schulen haben bisher Anträge zum Mittelabruf gestellt?
Welchem Anteil an der Gesamtzahl der förderberechtigten Schulen ent-
spricht dies (bitte nach Förderaufrufen, Schularten – Grundschulen, Haupt-
schulen, Realschulen, Gymnasien, sonstige allgemeinbildenden Schulen, 
berufsbildende Schulen –, Schulträger – öffentlich, privat – und Ländern 
ausweisen)?

10. Wie viele Anträge zum Abruf von Mitteln für den Breitbandausbau an 
Schulen wurden bisher abgelehnt (bitte jeweils nach Förderaufrufen, 
Schularten – Grundschulen, Hauptschulen, Realschulen, Gymnasien, sons-
tige allgemeinbildenden Schulen, berufsbildende Schulen –, Schulträger – 
öffentlich, privat – und Ländern ausweisen)?

11. Aus welchen Gründen wurden Anträge für den Breitbandausbau an Schu-
len überwiegend abgelehnt?
Welchen Anteil machten diese Ablehnungsgründe jeweils an der Gesamt-
zahl der abgelehnten Anträge aus?

12. Für wie viele Schulen und in welcher Höhe wurden seit Beginn des Breit-
bandförderprogramms Mittel für die Planung und den Ausbau des Breit-
bandanschlusses an den Schulen endgültig bewilligt?
Welchem Anteil an der Gesamtzahl der förderberechtigten Schulen ent-
spricht dies (bitte nach Förderaufrufen, Schularten – Grundschulen, Haupt-
schulen, Realschulen, Gymnasien, sonstige allgemeinbildenden Schulen, 
berufsbildende Schulen –, Schulträger – öffentlich, privat – und Ländern 
aufteilen)?

13. Für wie viele Schulen und in welcher Höhe wurden seit Beginn des Breit-
bandförderprogramms Mittel für die Planung und den Ausbau des Breit-
bandanschlusses an den Schulen ausgezahlt?
Welchem Anteil an der Gesamtzahl der förderberechtigten Schulen ent-
spricht dies (bitte nach Förderaufrufen, Schularten – Grundschulen, Haupt-
schulen, Realschulen, Gymnasien, sonstige allgemeinbildenden Schulen, 
berufsbildende Schulen –, Schulträger – öffentlich, privat – und Ländern 
aufteilen)?

14. Wie lang war die durchschnittliche Bearbeitungsdauer bei Anträgen für 
den Breitbandanschluss von Schulen von der Antragstellung bis zur Erstel-
lung des vorbehaltlichen Zuwendungsbescheids sowie bis zur Erstellung 
des abschließenden Förderbescheids bzw. zur endgültigen Ablehnung des 
Antrags (bitte nach Förderaufrufen, Schularten – Grundschulen, Haupt-
schulen, Realschulen, Gymnasien, sonstige allgemeinbildenden Schulen, 
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berufsbildende Schulen –, Schulträger – öffentlich, privat – und Ländern 
aufteilen)?
Wie lang war dabei jeweils die kürzeste und die längste Bearbeitungsdau-
er?

15. Mit welchen Maßnahmen will die Bundesregierung die Bearbeitungsdauer 
der Förderanträge bei künftigen Förderaufrufen verkürzen?
Welche Zielmarke setzt sich die Bundesregierung dabei?

16. Ist der Antragsprozess aus Sicht der Bundesregierung ausreichend unbüro-
kratisch und praxisnah gestaltet?
Welche konkreten Maßnahmen plant die Bundesregierung, um den Prozess 
der Antragstellung zu vereinfachen?

17. Mit welchen Maßnahmen und Mitteln in welcher Höhe hat die Bundes-
regierungen seit 2018 dafür gesorgt, die Möglichkeit der Antragstellung 
für Schulen bei Landkreisen, Kommunen und Schulen bekannter zu ma-
chen (bitte nach Förderaufrufen aufteilen)?

18. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung mit Blick auf die tatsäch-
liche Bekanntheit des Förderprogramms unter Schulen und Schulträgern 
vor?
Auf welcher Datenbasis beruhen diese Erkenntnisse?

19. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um die Bekanntheit über 
die verfügbaren Fördermittel unter Landkreisen, Kommunen und Schulen 
weiter auszubauen?

20. Welche weiteren Maßnahmen plant die Bundesregierung, um die tatsächli-
che Quote geförderter Schulen zu erhöhen?

21. Soll der siebte Förderaufruf zum Breitbandförderprogramm mit weiteren 
Mitteln ausgestattet werden?
Ab wann soll dieser starten, und welche Antragsfrist ist dafür vorgesehen?

22. Wie viele zusätzliche Mittel stellt die Bundesregierung dafür zur Verfü-
gung?
Für welche Schularten sollen diese Mittel abrufbar sein?

23. Wie viele Anträge auf Förderung aus dem DigitalPakt Schule sind auf-
grund eines fehlenden Breitbandanschlusses der Schule abgelehnt worden 
(bitte nach Schularten – Grundschulen, Hauptschulen, Realschulen, 
Gymnasien, sonstige allgemeinbildenden Schulen, berufsbildende Schulen 
–, Schulträger – öffentlich, privat – und Ländern aufteilen und auch die be-
antragte Förderhöhe ausweisen)?

24. Welche weiteren Maßnahmen plant die Bundesregierung, um eine bessere 
Verzahnung der Antragsprozesse für Mittel aus dem DigitalPakt Schule 
und dem Breitbandförderprogramm zu schaffen?

25. Wie will die Bundesregierung sicherstellen, dass alle Schulen bis zum En-
de der Legislaturperiode im September 2021 über einen ausreichenden 
Breitbandanschluss verfügen?

26. Welche zusätzlichen Maßnahmen plant die Bundesregierung, um das im 
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD festgelegte Ziel, alle 
Schulen in der aktuellen Legislaturperiode direkt an das Glasfasernetz an-
zubinden, zu erreichen?
Welcher Zeitplan liegt diesen Maßnahmen zugrunde?
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27. Wie viele Schulen werden voraussichtlich bis zum Ende der Legislaturpe-
riode im September 2021 nicht über einen Breitbandanschluss verfügen 
(bitte nach Schularten – Grundschulen, Hauptschulen, Realschulen, 
Gymnasien, sonstige allgemeinbildenden Schulen, berufsbildende Schulen 
–, Schulträger – öffentlich, privat – und Ländern aufteilen)?
Welche Gründe sieht die Bundesregierung dafür?

28. Welche Maßnahmen sind aus Sicht der Bundesregierung zu ergreifen, 
wenn das im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD festgelegte 
Ziel, alle Schulen in der aktuellen Legislaturperiode direkt an das Glasfa-
sernetz anzubinden, nicht erreicht wird?

29. Wie beurteilt die Bundesregierung den Erfolg des Breitbandförderpro-
gramms insgesamt mit Blick auf den Ausbau des Breitbandanschlusses der 
Schulen?

Berlin, den 27. Mai 2020

Christian Lindner und Fraktion
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